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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Im März legte eine vom EJPD eingesetzte Expertengruppe aus Vertreterinnen und
Vertretern von Frauenschutzorganisationen im Erotikbereich, der Sozialpartner, der
Kantone sowie der betroffenen Bundesstellen einen Bericht zur Verbesserung der
rechtlichen Rahmenbedingungen der im Erotikgewerbe tätigen Frauen vor. Bei den 26
vorgeschlagenen Massnahmen werden Instrumenten wie der Aufhebung der
Sittenwidrigkeit von Prostitutionsverträgen und der Abschaffung des Cabaret-
Tänzerinnen-Status der Vorzug gegenüber dem in anderen Ländern eingeführten
Prostitutionsverbot gegeben. 1

ANDERES
DATUM: 24.03.2014
NADJA ACKERMANN

Datenschutz und Statistik

Der Nationalrat befasste sich in der Sommersession als Zweitrat mit dem
Datenschutzgesetz. Nachdem sich alle Fraktionen für Eintreten ausgesprochen hatten,
waren in der Detailberatung im wesentlichen zwei Fragen umstritten: die Anwendung
des Datenschutzes im Medienbereich und die Ausnahmeregelungen für den
Staatsschutz.

Die Kommissionsmehrheit des Nationalrats hatte eine für die Medien restriktivere
Lösung als der Ständerat beantragt, indem sie das Einsichtsrecht in Datensammlungen
von Medienschaffenden in der Regel bereits vor dem Zeitpunkt einer Publikation
gewähren wollte. Ausnahmen sollten nur erlaubt werden, wenn "dies zum Schutz der
freien Meinungsbildung des Publikums" notwendig sei. Namentlich die Linke, aber auch
Nationalräte bürgerlicher Parteien sahen in dieser Bestimmung eine Gefahr für die
Pressefreiheit: die Ausnahmeklausel sei derart schwammig, dass sie keine Gewähr
gegen die Behinderung von unliebsamen Recherchen bieten könne. Die mit einem
Ordnungsantrag zur Überarbeitung aufgeforderte Kommission präsentierte in der Folge
eine allseits akzeptierte Lösung. Danach können Medien und Medienschaffende die
Einsicht in ihre Datensammlungen einschränken, wenn die Daten Aufschluss über die
Informationsquellen oder Einblick in Entwürfe für eine Publikation geben sowie wenn
dadurch die freie Meinungsbildung des Publikums gefährdet würde. Medienschaffende
sind zudem auch nicht zur vollständigen Offenlegung verpflichtet, wenn die Datei
ausschliesslich als persönliches Arbeitsinstrument dient.

In der Frage der Ausnahmeregelung für die Dateien der Staatsschutzorgane wurde ein
Streichungsantrag Rechsteiner (sp, SG) abgelehnt. Dieser hatte vergeblich damit
argumentiert, dass es nicht angehe, Ausnahmen zu gestatten, bevor überhaupt in einem
Staatsschutzgesetz genau geregelt sei, welche Daten erhoben werden dürften. Die
Ratsmehrheit entschied sich – im Sinne einer auf fünf Jahre befristeten
Übergangslösung bis zum Inkrafttreten eines Staatsschutzgesetzes – für eine Fassung,
welche festlegt, dass das Datenschutzgesetz nicht auf personenbezogene
Datensammlungen angewendet wird, die zur Bekämpfung des Terrorismus, der
Spionage, des gewalttätigen Extremismus und des organisierten Verbrechens dienen.

Im Verfahrensbereich beschloss der Rat auf Antrag seiner Kommissionsmehrheit, die
von der Ständekammer gestrichene Klagelegitimation des Datenschutzbeauftragten
wieder einzuführen. Das ebenfalls von der Kommission beantragte Verbandsklagerecht
lehnte der Rat hingegen ab. 2

ANDERES
DATUM: 21.06.1991
HANS HIRTER

Im Sommer beschloss der Bundesrat, das Projekt einer neuen einheitlichen
Personenidentifikationsnummer (PIN), welche sich in verschiedenen Bereichen der
Verwaltung einsetzen und unter Umständen auch verknüpfen lässt, nun doch weiter zu
verfolgen. Im Vorjahr hatte er aufgrund des Widerstandes aus Datenschutzkreisen noch
darauf verzichten wollen. Der Datenschutzbeauftragte des Bundes, Hanspeter Thür,
aber auch die SVP und die Linke protestierten erneut gegen diese Pläne, da die
Barrieren gegen eine unerwünschte Verknüpfung von persönlichen Daten ihrer Meinung
nach nicht hoch genug sind. 3

ANDERES
DATUM: 07.07.2005
HANS HIRTER

01.01.65 - 01.01.21 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Privatpersonen können in Zukunft beantragen, dass ihre Adresse auf dem Portal für
Handels- und Firmendaten Moneyhouse noch am selben Tag gelöscht wird. Damit
kommt das Internetportal den Empfehlungen des Eidgenössischen
Datenschutzbeauftragten (EDÖB), die dieser im Anschluss an verschiedene
Beschwerden erlassen hatte, nach. 4

ANDERES
DATUM: 21.02.2013
NADJA ACKERMANN

Im April 2014 sorgte die Aufdeckung einer Sicherheitslücke bei der weitverbreiteten
Verschlüsselungssoftware Open SSL für Aufregung. Durch das „Heartbleed“ genannte
Leck konnten Kriminelle an sensible Daten wie Passwörter gelangen. Betroffen waren
viele Dienstleistungsanbieter wie Krankenversicherer, Banken, Webshops, Google und
Yahoo. Nachdem die Sicherheitslücke wohl zwei Jahre bestanden hatte, konnte sie bei
den betroffenen Banken in der Schweiz innerhalb eines Tages geschlossen werden. 5

ANDERES
DATUM: 11.04.2014
NADJA ACKERMANN

Grundrechte

Das Parlament verabschiedete in der Sommersession die Verlängerung der
Zusammenarbeit der Schweiz mit den Internationalen Gerichten zur Verfolgung von
schwerwiegenden Verletzungen des humanitären Völkerrechts um weitere fünf Jahre.
Im Ständerat erfolgte die Zustimmung einstimmig, im Nationalrat gegen den Widerstand
der SVP. 6

ANDERES
DATUM: 13.06.2008
HANS HIRTER

Die 2007 von den Schweizer Demokraten lancierte Volksinitiative für die Abschaffung
des Antirassismusgesetzes kam nicht zustande. Die nur von der Freiheitspartei und der
PNOS, nicht aber von der SVP unterstützte SD vermochte nicht genügend
Unterschriften zu sammeln. Eine parlamentarische Initiative Hess (sd, BE) zur
ersatzlosen Streichung der Rassismusstrafnorm lehnte der Nationalrat in der
Frühjahrssession ab. Für diese Initiative hatte sich die SVP ausgesprochen. 7

ANDERES
DATUM: 03.02.2012
HANS HIRTER

Der Bundesrat präsentierte im Oktober 2012 einen Aktionsplan zur Bekämpfung des
Menschenhandels. Dieser sieht erstens Sensibilisierungskampagnen, zweitens
erfolgreichere Strafverfolgung, drittens besseren Opferschutz und viertens
grenzüberschreitende Kooperation vor. 8

ANDERES
DATUM: 19.10.2012
NADJA ACKERMANN

Der Bundesrat will sich verstärkt im Kampf gegen den Menschenhandel engagieren. Er
verabschiedete einen mit jährlich bis zu CHF 200'000 dotierten nationalen Aktionsplan
für die Repression von Menschenhandel, den Opferschutz und die Prävention solcher
Delikte. 9

ANDERES
DATUM: 05.02.2013
NADJA ACKERMANN

Im Rahmen ihres OSZE-Vorsitzes 2014 unterstützte die Schweiz die Konferenz zur
Bekämpfung des Menschenhandels „Not for Sale – Joining Forces Against Trafficking in
Human Beings“ in Wien mit dem Motto „Eine Sicherheitsgemeinschaft im Dienste der
Menschen schaffen“. Bundesrätin Simonetta Sommaruga hielt die Eröffnungsrede und
betonte darin die Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit bei der Bekämpfung
des Menschenhandels. Am Rande bot die Konferenz Gelegenheit für bilaterale
Gespräche bezüglich internationaler Kooperation im Kampf gegen den
Menschenhandel. 10

ANDERES
DATUM: 17.02.2014
NADJA ACKERMANN

Anlässlich des Internationalen Tags zur Beseitigung der Rassendiskriminierung vom 21.
März äusserte sich die Eidgenössische Kommission gegen Rassismus (EKR) zustimmend
zu den Empfehlungen des UNO-Ausschusses gegen Rassismus (CERD). Dieser hatte der
Schweiz unter anderem empfohlen, eine zivilrechtliche Grundlage gegen rassistische
Diskriminierung zu schaffen sowie Stereotypen und Stigmatisierungen in den Medien zu
bekämpfen. Die EKR will das zwanzigjährige Jubiläum der Rassismusstrafnorm im
kommenden Jahr 2015 zum Anlass nehmen, um eine Sensibilisierungskampagne zu
lancieren. 11

ANDERES
DATUM: 20.03.2014
NADJA ACKERMANN
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Um die Grundrechtskonformität in unterschiedlichen Einrichtungen des
Freiheitsentzugs, der zwangsweisen Rückführung auf dem Luftweg und den
Asylunterkünften zu gewährleisten, führt die Nationale Kommission zur Verhütung der
Folter (NKVF) jährlich Besuche in den Anstalten durch und veröffentlicht ihre
Ergebnisse in einem Tätigkeitsbericht. Der vierte Bericht zeugte von einer raschen
Umsetzung der Empfehlungen in den Flughafengefängnissen sowie von guten
Bedingungen in den besuchten Asylzentren. Mängel wurden bei der Einzelhaft in
Hochsicherheitsgefängnissen festgestellt. Weiter stellte die Kommission fest, dass es
schweizweit an stationären Therapieplätzen fehlt und es zudem keine Einheitlichkeit
bei den therapeutischen Konzepten gibt. Aufgrund dieser Untersuchungsergebnisse soll
die Anwendbarkeit und Umsetzung von Art. 59 Abs. 3 StGB betreffend die stationären
therapeutischen Massnahmen und die Behandlung von psychischen Störungen
abgeklärt werden. 12

ANDERES
DATUM: 24.06.2014
NADJA ACKERMANN

Der Ständerat überwies in der Wintersession 2019 ein Postulat von Andrea Caroni (fdp,
AR), das vom Bundesrat einen Bericht zur rechtlichen Ungleichbehandlung von Frauen
und Männern im Bundesrecht forderte. Laut dem Postulanten müssten bestehende,
direkte Ungleichbehandlungen von Männern und Frauen im Bundesrecht sowie auch die
Auswirkungen davon vertieft untersucht werden. Caroni hatte bereits im Juni 2019 eine
Interpellation (Ip. 19.3548) mit derselben Frage eingereicht. Als Antwort darauf hatte
sich der Bundesrat bereit erklärt, ein Gutachten zur Thematik zu erstellen. Mit seinem
Postulat wollte Caroni dieses Gutachten in einem Bericht verbindlich festhalten. Der
Bundesrat erachtete die Annahme des Postulats aufgrund der bereits laufenden
Arbeiten zum Gutachten als nicht notwendig, verzichtete letztlich aber auf eine
Abstimmung im Rat. Weil kein Gegenantrag vorlag, wurde das Postulat stillschweigend
angenommen. 13

ANDERES
DATUM: 12.12.2019
LENA BALTISSER

Innere Sicherheit

Der Sicherheitsverbund Schweiz (SVS) hat im ersten Halbjahr 2017 zwei
Veranstaltungen durchgeführt. Anfang April fand zum fünften Mal die Cyber-
Landsgemeinde statt. In Bern trafen sich etwa 100 Vertrererinnen und Vertreter von
Bund und Kantonen, um über die NCS zu diskutieren. Im Fokus standen dabei die
Cyberkriminalität und Cybersicherheit.

Die NCS stand auch bei der dritten Konferenz des SVS im Zentrum der Aufmerksamkeit.
Rund 400 Personen waren für diesen Anlass zusammengekommen, bei dem ebenfalls
der Schutz vor Cyberrisiken sowie die Sicherheit im Cyberbereich thematisiert wurden.
Da die Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken Ende 2017 auslief,
stellte sich die Frage nach der künftigen Ausgestaltung der Cyber-Abwehr. Der
Verteidigungsminister hatte dabei Gelegenheit, die neue Cyberverteidigungsstrategie
vorzustellen, die das VBS erarbeitete. 14

ANDERES
DATUM: 04.05.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

2018 fand die sechste Cyber-Landsgemeinde des Sicherheitsverbundes Schweiz statt.
Die Nachfolgearbeiten der ersten NCS standen dabei im Zentrum: Im Zuge der
Aufarbeitung der 16 Massnahmen aus der ersten Strategie wurde den Teilnehmenden
aus Bund, Kantonen und der Privatwirtschaft aufgezeigt, welche Themen für die NCS II
relevant sein werden; gleichzeitig wurden sie in die Erarbeitung dieser
Nachfolgestrategie involviert. Weitere Themen waren die Entwicklung und Einführung
von Minimalstandards im IKT-Bereich, neue Arten der Cyberkriminalität und die
Schwierigkeiten, diese zu erkennen und zu bekämpfen, die Reduktion von IKT-
Verwundbarkeiten und, damit zusammenhängend, eine verbesserte Resilienz. Als
Herausforderung galten ferner auch die Bedeutung einer korrekten Erkennung und
Einschätzung der Bedrohungen aus dem Cyberraum und die geeignete Handhabung
dieser Gefährdung. 15

ANDERES
DATUM: 26.04.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Im März 2019 fand die 7. Cyber-Landsgemeinde des Sicherheitsverbundes Schweiz
statt. Im Zentrum der Veranstaltung und des Interesses stand die im April des Vorjahres
vom Bundesrat verabschiedete zweite Nationale Strategie zum Schutz vor Cyberrisiken
(NCS). Auf dem Programm der Konferenz stand eine Reihe von Themen aus der
Umsetzungsagenda, beispielsweise die Risikoanalyse zur Verbesserung der IKT-Resilienz
oder die Ausgestaltung einer übergreifenden Austauschplattform zu aktuellen
Bedrohungen aus dem Cyber-Raum. Die institutionalisierte Einbindung der Kantone in
die Organisationsstruktur für Cyber-Sicherheit auf Stufe Bund stellte gar eines der
Kernthemen dar, mit denen sich der SVS über die vergangenen Jahre beschäftigt hatte.

Im Mai stand ferner die vierte Konferenz des Sicherheitsverbundes Schweiz an. Der
Fokus des Zusammentreffens verschiedener Akteure lag auf der Zusammenarbeit
zwischen staatlichen Sicherheitsorganen und privaten Unternehmen. Mit Verweis auf
die bisherigen Erfahrungen wurde festgehalten, dass auch staatliche Sicherheitsakteure
auf private Dienstleister zurückgreifen. Diese hätten die Kapazitäten, um die staatlichen
Organe zu ergänzen, wurde betont. In Anwesenheit von Bundesrätin Karin Keller-Sutter
konnten die Kantone Erfahrungen austauschen, aber auch ihre Vorstellungen äussern.
So pochte Regierungsrat Norman Gobbi (TI, lega) auf eine flexible Gesetzgebung, die
dem Subsidiaritätsprinzip gerecht werde und den Kantonen in den betreffenden
Feldern ihre Kompetenzen überlässt. 16

ANDERES
DATUM: 26.05.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Die Räte hatten derweil über Vorstösse zu befinden, die in ähnliche Richtungen zielten.
Die parlamentarische Initiative Moret (fdp, VD) hätte die Gültigkeitsprüfung einer
Initiative einer richterlichen Instanz im Sinne eines Verfassungsgerichts unterstellen
wollen (Pa.Iv. 09.521). Mit dem Argument, dass diese Prüfung erst nach der Sammlung
der Unterschriften zur Anwendung käme, wurde der Vorstoss in der Sondersession im
April vom Nationalrat verworfen. In der gleichen Debatte wurde in der grossen Kammer
ein Postulat der SPK-NR (Po. 10.3885) überwiesen, das den Bundesrat beauftragte,
mögliche Verfahren für eine Gültigkeitsprüfung vor der Unterschriftensammlung
aufzuzeigen. Trotz des Hinweises von Bundesrätin Sommaruga, dass der Bundesrat
diesem Anliegen bereits im Zusatzbericht nachgekommen sei, wurde der Vorstoss
angenommen. Im Herbst lehnte der Ständerat die parlamentarische Initiative Vischer
(gp, ZH) ab, die ein Volksbegehren auch dann für ungültig erklären lassen wollte, wenn
es gegen den Grundrechtsschutz und Verfahrensgarantien des Völkerrechts verstösst
(z.B. Menschenrechtskonvention). Der im Vorjahr vom Nationalrat noch überwiesene
Vorstoss wurde in der kleinen Kammer als zu weit gehend beurteilt (Pa.Iv. 07.477). Dafür
überwies der Ständerat in der gleichen Sitzung eine Motion seiner SPK-SR, mit welcher
der Bundesrat beauftragt wird, auf der Basis des Zusatzberichtes eine Vorlage zu
erarbeiten, in der die rechtlichen Grundlagen für die nichtbindende materielle
Vorprüfung des Initiativtextes vor der Sammlung der Unterschriften erarbeitet werden
(Mo. 11.3468). Die gleichlautende Motion der staatspolitischen Kommission des
Nationalrates (SPK-NR) wurde dann in der Wintersession auch von der Volksvertretung
überwiesen. Allerdings nahm die nationalrätliche Kommission auch den zweiten Punkt
des Zusatzberichtes des Bundesrats auf und verlangte Vorschläge für eine Erweiterung
des Katalogs der Gründe für die Ungültigkeit einer Volksinitiative (Mo. 11.3468). 17

ANDERES
DATUM: 20.12.2011
MARC BÜHLMANN

Landesverteidigung
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Militärorganisation

Seit einigen Jahren arbeitet der Bund, gemeinsam mit mehreren weiteren Akteuren, an
verschiedenen Programmen zur Bewältigung neuer Bedrohungen aus dem digitalen
Raum. Diesen als „Cyber-Risiken” umschriebenen, im Zuge der Digitalisierung vermehrt
auftretenden Komplikationen und/oder Angriffen wird unter anderem auch mit einer
Cyber-Strategie begegnet. Diese Strategie wird dezentral umgesetzt, wobei die Melde-
und Analysestelle Informationssicherung (MELANI) eine zentrale Rolle innehat. Damit ist
aufgrund des Kooperationsmodells bei MELANI zwischen ISB und NDB direkt auch der
Nachrichtendienst des Bundes involviert. Innerhalb des VBS hat aber auch die Armee
den Auftrag, sensible IT-Infrastrukturen und Systeme zu schützen. Dafür wurde bis
anhin auf die Nutzung sicherer Netze vertraut, gerade auch im militärischen
Tagesbetrieb. Zur Informations- und Objektsicherheit wurde zudem innerhalb des
Verteidigungsdepartementes eine gleichnamige Stelle eingerichtet. Um nun der
weiteren Entwicklung im Cyberbereich zu begegnen, wurde ein Aktionsplan Cyber-
Defence ausgearbeitet. Diese auf Anregung von Departementsvorsteher Guy Parmelin
2016 lancierte Massnahme soll bis 2020 umgesetzt werden und die bereits laufenden
Vorgänge im Rahmen der nationalen Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-
Risiken ergänzen.

Der Aktionsplan Cyber-Defence ist ein rein auf das VBS bezogenes Strategiepapier, das
mit einer Standortbestimmung im Sommer 2016 angestossen worden war und im
folgenden Herbst eine Strategie hervorgebracht hatte, deren Umsetzungsplan im
Sommer 2017 verabschiedet wurde. Gemäss dem Aktionsplan ist dieser vorerst als
Orientierungshilfe anzusehen, er bedeute jedoch einen zwingenden ersten Schritt, weil
eine Anpassung an neue „Herausforderungen im Cyber-Raum ein wichtiges Thema
unserer Sicherheitspolitik geworden ist.”
Als operative Ziele wurden drei Bereiche definiert. Das VBS soll erstens seine eigenen
Systeme und Infrastrukturen jederzeit schützen und verteidigen können. Zweitens soll
es möglich werden, militärische und nachrichtendienstliche Operationen im Cyber-
Raum durchzuführen. Ferner sollen drittens zivile Behörden im Falle von Cyber-
Angriffen unterstützt werden können. Diese Zielvorgaben verlangen jedoch eine
genügende Ausstattung mit finanziellen, aber auch personellen Ressourcen – ein
Unterfangen, das auf der politischen Bühne auszutragen sein wird. 

Die Rekrutierung von geeignetem Milizpersonal beispielsweise mittels neu zu
schaffender Cyber-RS, wie im Parlament inzwischen gefordert wurde, wurde im
Aktionsplan als nicht zielführend beschrieben. Im Papier ist von einem Bedarf von 166
Stellen die Rede, wovon etwa 100 neu zu schaffen wären. Bezüglich Finanzierung
wurden keine präzisen Zahlen genannt, eine Schätzung geht jedoch von etwa 2 Prozent
des Jahresbudgets des VBS aus. Ob der gesamte Bereich der Cyber-Abwehr, also auch
ausserhalb des VBS und der Armee, durch ein Cybersecurity-Kompetenzzentrum
organisiert werden könnte, wurde im Aktionsplan nicht genauer ausgeführt. Unter der
Bezeichnung „CYD-Campus” wurde jedoch eine Plattform zur vertieften
Zusammenarbeit skizziert, deren Entwicklung noch abgewartet werden muss. 18

ANDERES
DATUM: 09.11.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Nach Ansicht des Datenschutzbeauftragten Odilo Guntern sind viele Fragen
auf Anmeldungsformularen bei Wohnungsbewerbungen unnötig und verletzen die
Privatsphäre der Mieter. Guntern erliess im November zuhanden der Vermieter- und
Mieterverbände eine Empfehlung. So soll etwa das Einkommen nur noch in Kategorien
erhoben werden und Fragen, ob sich der Mieter in einer Notlage befinde oder ob er
aufgrund der Verhältnisse auf dem Wohnungsmarkt zum Abschluss des Mietvertrages
gezwngen wurde, nicht mehr erlaubt sein. Ebenso sollen keine Fragen mehr zur
Mitgliedschaft bei einer Mieterschutzorganisation oder zum Bestehen chronischer
Krankheiten des Wohnungsbewerbers gestellt werden dürfen. In einer ersten Reaktion
akzeptierten die Vermieterverbände die als moderat eingestuften Empfehlungen. 19

ANDERES
DATUM: 23.11.1994
EVA MÜLLER

1) Medienmitteilung Bundesamt für Migration vom 24.03.14.pdf
2) AB NR, 1991, S. 1278 ff.; AB NR, 1991, S. 949 f.; Presse vom 6.6., 7.6. und 22.6.91
3) BZ, 5.7. und 6.7.05; NZZ, 7.7.05. 
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4) NZZ, 21.2.13
5) AZ, 11.4.14
6) AB SR, 2008, S. 3 f. und 534; AB NR, 2008, S. 789 ff. und 1026; BBl, 2008, S. 5259 f. 
7)  AB NR, 2009, S. 60 ff. ; BaZ, 3.2.09.
8) NZZ, 19.10.12
9) NZZ, 5.2. und 13.2.13
10) Medienmitteilungen EJPD vom 17.02.14 
11) Medientmitteilung EKR vom 20.3.14
12) Medienmitteilung Nationale Kommission zur Verhütung der Folter vom 24.6.14
13) AB SR, 2019, S. 1162 f.; Ip. 19.3548; Po. 19.4092
14) Medienmitteilung BR vom 4.5.17; Medienmitteilung BR vom 5.4.17
15) Medienmitteilung BR vom 26.4.18
16) Medienmitteilung SVS vom 16.5.19; Medienmitteilung SVS vom 28.3.19; Umsetzungsplan SVS Kantone
17) Pa.Iv. Moret 09.521 und Po. SPK-NR 10.3885: AB NR, 2011, S. 696 ff.; Pa.Iv. Vischer 07.477: AB SR, 2011, S. 849 ff.; Mo. SPK-
SR 11.3751: AB SR, 2011, S. 849 ff., AB NR, 2011, S. 2166 ff.; Mo. SPK-NR 11.3468: AB NR, 2011, S. 2166 ff.; NLZ, 3.1.11; Presse vom
1.4., 14.4., 20.5. und 21.12.11; WW, 20.4.11.
18) Aktionsplan Cyberdefence
19) TA, 17.3.94; SGT, 22.11. und 23.11.94; Bund, 23.11.94.
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